
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Eine weitere Frage, bitte schön.

Abgeordneter der DSU:

Herr Abgeordneter, mich würde Ihre Rechtsauffassung zwi
schen rechtmäßig und unrechtmäßig interessieren.

Kuessner (SPD):

Ja, ich denke, dies ist die entscheidende Aufgabe des Aus
schusses, hier Kriterien zu schaffen, die sich umsetzen lassen 
können. Ich kann mir nicht vorstellen, daß man global etwas ma
chen kann, denn es gibt Vermögenswerte in den Massenorgani
sationen und in den Parteien, die nicht auf unrechtmäßigen Er
werb zurückgehen. Von den Gewerkschaften könnte ich Ihnen 
mehrere Beispiele anführen, die es ja auch schon vor der Zeit 
von 1945 gegeben hat.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Für die Fraktion der PDS spricht der Abgeordne
te Gysi.

Dr. Gysi für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der Frage hin
sichtlich der Abgabe von Eigentum kann ja unmöglich die PDS 
gemeint gewesen sein,

(Gelächter)

denn im Unterschied zu allen anderen Parteien, die zwar hier 
große Reden halten, sind eben 75 %  des ehemaligen Eigentums 
abgegeben worden. Das ergibt sich auch aus den Vermögens
berichten, die bei der Untersuchungskommission vorliegen 
und die diesbezüglich keine Beanstandung gefunden haben. 
Gerade die hier massenweise aufgezählten Parteibetriebe sind 
nicht verkauft worden, sondern sind in Volkseigentum überge
führt worden. Jetzt sind sie bei der Treuhandstelle oder die 
Treuhandstelle verkauft sie. Aber dann möchte ich wissen, wie 
Sie die der Treuhandstelle wieder wegnehmen wollen. Das 
würde uns auch nichts angehen. Da wir sie abgegeben haben, 
können Sie dort Ihr Spiel betreiben.

_Was hier geschehen soll, das ist ja nun etwas völlig anderes. Sie
wollen einen neuen Monopoleigentümer einführen, der über 
sämtliche Sonderrechte und Privilegien verfügt, die ein Eigentü
mer nur haben kann, nicht nur das Sonderkündigungsrecht, son
dern - was ich noch spannender finde - wenn der ehemalige Nut
zer drinbleibt, dann soll die Vollzugsbehörde ganz allein das Nut
zungsentgelt bzw. den Mietpreis festlegen können, ohne jedes 
Kriterium. Das kennen wir schon vom Bezirksvorstand Berlin. 
Als der noch im Haus der Parlamentarier war, bekam er einen 
Mietpreisbescheid von 50 000 Mark monatlich. Und so würde das 
ja dann wohl aussehen. Ich weiß schon, welche Parteien dann 
Mietpreisangebote von 100 Mark bekommen und welche von 
500000, damit sie entsprechend schnell die Räume verlassen 
müssen.

Rechtsmittel sind nicht vorgesehen - das steht ausdrücklich 
hinten drin -, gegen keine einzige der zu treffenden Entschei
dungen. Und so muß ich sagen, vom rechtsstaatlichen Niveau 
her hätte das durchaus früher auch gegen andere von der SED 
ausgearbeitet sein können. Das kann man nicht anders formulie
ren.

(Beifall bei PDS und SPD)

Ich wundere mich überhaupt über die Zunahme solcher Ähn
lichkeiten.

Das Ganze ist natürlich eine politische Kriegserklärung. Der 
Zweck ist ja klar: Insbesondere die PDS, aber nicht nur die PDS, 
auch Gewerkschaften und andere, sollen vollständig und ent
schädigungslos enteignet werden. Das widerspricht übrigens 
Artikel 16 der noch geltenden Verfassung der DDR, widerspricht 
auch dem Grundgesetz. Also Sie hätten wenigstens schon sagen 
müssen, daß es sich um ein verfassungsändemdes Gesetz han
delt. Das hätte man also bei dieser Gelegenheit mal erwähnen 
müssen. So ist es ja dann wohl auch einzubringen.

Und natürlich soll damit letztlich erreicht werden, daß eine po
litische Tätigkeit nicht mehr möglich ist. Es ist Ihnen nicht ge
lungen, uns bei den Wahlen auszuschließen. Sie haben zwar jetzt 
ein Wahlrecht bekommen, daß Sie einseitig bevorzugt und ande
re Parteien und Bewegungen benachteiligt, aber dabei wollen 
Sie es nicht belassen, sondern Sie wollen faktisch unsere politi
sche Tätigkeit liquidieren. Und ich sage Ihnen, das wird so ohne 
weiteres und so einfach, wie Sie sich das denken, nicht gehen.

Und ich sage Ihnen auch noch eines: Dann haben Sie doch den 
Mut und gehen Sie den Weg des Verbots. Das wollen Sie doch ei
gentlich, dann sprechen Sie es doch endlich auch mal aus.

(Starke Proteste bei CDU/DA und DSU, Zurufe: Das stimmt doch
nicht!)

Denn das andere sind doch gar keine Vergleiche. Die CDU 
geht in eine Riesen-CDU und ist damit in jeder Hinsicht ver
sorgt. Sie wissen doch genau, daß die PDS keinen Fusionspart
ner hat und daß sie also auf die Räume, die sie nutzen kann, ange
wiesen ist.

(Starker Widerspruch bei CDU/DA und DSU)

Na ja, dann gehen Sie doch dahin! Sehen Sie, wenn Sie uns das 
übelnehmen, dann gehen Sie doch zum Bundesverfassungsge
richt, wenn Sie meinen, daß das der Weg ist, und kommen Sie 
nicht immer mit diesen politischen Tricks in der Auseinander
setzung. Sie wissen ganz genau, daß die Linke in Deutschland ei
gentlich auch eine Chance braucht, die Sie verhindern wollen. 
Das ist Ihr politisches Ziel und nichts anderes.

(Beifall bei der PDS, starker Protest bei CDU/DA und DSU)

Und das Ganze versuchen Sie populistisch zu verbrämen. Ach, 
wissen Sie, von Leuten, die früher an Führungskaderlehrgängen 
teilgenommen haben, lasse ich mich diesbezüglich schon über
haupt nicht belehren!

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Herr Abgeordneter, ich muß Sie leider einen Moment unter
brechen. Ich muß Ihnen sagen, meine Damen und Herren, liebe 
Gäste auf der Tribüne, wir freuen uns sehr, daß die Veranstal
tung so viel Interesse findet, aber ich darf Sie darauf aufmerk
sam machen, daß in der Geschäftsordnung steht, daß sich die Be
sucher auf der Tribüne jeglicher Meinungsäußerung zu enthal
ten haben. Danke schön.

Dr. Gysi (PDS):

Das ist natürlich sehr schwer. Die Bürgerinnen und Bürger 
unsers Landes sind es inzwischen gewohnt, ihre Meinung zu sa
gen.

(Starke Proteste, insbesondere bei CDU/DA und DSU)

Aber es ist ja berechtigt.

(Dr. Eimer, SPD: Wer ist hier populistisch?)

Außerdem stimme ich einigen zu, was hier gesagt worden ist. 
Natürlich muß die Trennung von unrechtmäßigem Eigentum er
folgen. Das habe ich von Anfang an gesagt. Wir haben hier ein dies-
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